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Die Staaten der sozialistischen Gemeinschaft haben wieder­
holt bekräftigt, daß es zur friedlichen Koexistenz der Staaten 
keine vernünftige Alternative gibt und daß es in der gegen­
wärtigen zugespitzten internationalen Situation mehr denn 
je erforderlich ist, die völkerrechtlichen Grundprinzipien und 
die anderen allgemein anerkannten Normen der internatio­
nalen Beziehungen strikt einzuhalten.1 Dies bedeutet für die 
sozialistische Völkerrechtswissenschaft und -praxis, die völ­
kerrechtlichen Grundprinzipien weiter zu stärken und auf 
ihre ständige Ausformung hinzuwirken.

Bei der Aufgabe, die völkerrechtlichen Grundprinzipien 
zu konkretisieren, spielen Resolutionen der UN-Vollver- 
sammlung eine gewichtige Rolle. Dies wird durch viele Re­
solutionen belegt, die einen hohen Stellenwert im Rahmen 
des Völkerrechtssystems besitzen. Hier seien vor allem ge­
nannt:
— die Resolution 1514 (XV)-: Deklaration über die Gewäh­

rung der Unabhängigkeit an die kolonialen Länder und 
Völker vom 14. Dezember I9602,

— die Resolution 2625 (XXV): Deklaration über die Prinzi­
pien des Völkerrechts vom 24. Oktober 19703,

— die Resolution 3281 (XXIX): Charta der ökonomischen 
Rechte und Pflichten der Staaten vom 6. November 19744,

— die Resolution 3314 (XXIX): Definition der Aggression 
vom 14. Dezember 19745,

— die Resolution 31/9 vom 8. November 1976 über den Ab­
schluß eines Weltvertrages über die Nichtanwendung von 
Gewalt in den internationalen Beziehungen6,
die Resolution 37/10: Deklaration über die friedliche Bei­
legung von Streitfällen vom 15. November 1982.7 
Diese und andere Resolutionen stellen in ihrer rechtsbil­

denden bzw. rechtsfortbildenden Wirkung ein Bindeglied 
zwischen der bestehenden völkerrechtlichen Norm, insbeson­
dere einem völkerrechtlichen Grundprinzip, und deren Be­
kräftigung und Weiterentwicklung dar.

Mit der Frage nach dem Charakter von Resolutionen der 
UN-Vollversammlung ist sowohl die Problematik der Rechts­
quellen als auch die der Gestaltungskraft dieser völkerrecht­
lichen Dokumente angesprochen.8 Hierbei handelt es sich um 
eine interessante Frage, die die Dynamik des Völkerrechts 
ausdrückt und neue Tendenzen sichtbar macht. Wesentlich 
ist dabei, die Resolutionen in ihrem Entwicklungsprozeß zu 
erfassen, sie nicht als bloße Momentaufnahme zu sehen; denn 
das, was bei der Frage der völkerrechtlichen Rechtsbildung 
in den Mittelpunkt rückt, ist die Anreicherung der Normen 
durch Resolutionen und möglicherweise der Umschlag in eine 
neue Qualität.9 Es geht deshalb nicht primär darum, die Reso­
lutionen als Völkerrechtsquelle zu bejahen oder zu verneinen, 
sondern um das Erfassen ihrer Wirkung auf den Prozeß der 
Rechtserzeugung und Rechtsentwicklung.

Die Vereinbarung als Geltungsgrundlage des Völkerrechts

Sowohl in Gestalt des Vertragsrechts als auch des Gewohn­
heitsrechts bilden die völkerrechtlichen Vereinbarungen das 
Fundament und das Resultat im völkerrechtlichen Rechtbil­
dungsprozeß. Zwischen den beiden Rechtsquellen besteht 
keine Konkurrenz, sie existieren gleichwertig;10 Die Position, 
daß Vertragsrecht und Gewohnheitsrecht die beiden Rechts­
quellen des Völkerrechts darstellen, gehört zu jenem völker­
rechtlichen Elementarbestand, der sich auf unterschiedlichen 
Entwicklungsstufen der zwischenstaatlichen Beziehungen her­
ausgebildet hat.

Unmittelbar nach dem zweiten Weltkrieg, bei der Aus­
arbeitung der UN-Charta, erkannte man die Bedeutung, die 
die Organisation der Vereinten Nationen für den Prozeß der 
Entwicklung des Völkerrechts haben würde. Das ist um so 
bemerkenswerter, als es in der Geschichte der internationa­
len Beziehungen noch kein internationales Organ gab, das 
direkt Aufgaben der Rechtsbildung oder Rechtsentwicklung, 
kraft der Autorität der Staaten wahrnahm, so daß auf kei­
nerlei Erfahrungen zurückgeblickt werden konnte.

Die Präambel der UN-Charta gibt den Auftrag an die

Staaten, „Bedingungen zu schaffen, unter denen Gerechtig­
keit und die Achtung der Verpflichtungen aus Verträgen und 
anderen Quellen des Völkerrechts gewahrt werden können“. 
In diesem Sinne erteilen die Staaten an die Vollversamm­
lung gemäß Art. 10 und 13 der UN-Charta den Auftrag, Stu­
dien zu veranlassen und Empfehlungen zu geben, um die in­
ternationale Zusammenarbeit zu fördern und die fortschrei­
tende Entwicklung des Völkerrechts und seine Kodifikation 
zu begünstigen. Gemäß Art. 62 der UN-Charta kann der Wirt­
schafts- und Sozialrat (ECOSOC) Studien und Berichte zu 
internationalen Wirtschafts-, Sozial-, Kultur-, Erziehungs-, 
Gesundheits- und verwandten Fragen anfertigen oder ver­
anlassen.

Aus dem Inhalt dieser Normen ist bereits ersichtlich, daß 
die objektiv bestehende Einheit von Politischem und Recht­
lichem zum Ausdruck gebracht werden soll. Zugleich weisen 
die Formulierungen „Förderung der internationalen Zusam­
menarbeit durch die Vereinten Nationen“ (Art. ІЗ Ziff. 1 
Buchst, а und b) und „Förderung der Menschenrechte durch 
die Vereinten Nationen“ (Art. 62 Ziff. 2) ausdrücklich darauf 
hin, daß die UNO den Prozeß der Rechtschöpfung durch ge­
eignete Maßnahmen einleiten und unterstützen, aber nicht 
gewährleisten und garantieren kann. Darüber hinausgehende 
Ansprüche an die UNO — etwa im Sinne eines Rechtsetzungs­
organs zu handeln — wären angesichts der Existenz von Staa­
ten unterschiedlicher Gesellschaftsordnungen illusionär und 
würden das Prinzip der souveränen Gleichheit der Staaten 
verletzen. Es bliebe die Tatsache unberücksichtigt, daß das 
Zustandekommen völkerrechtlicher Dokumente stets vermit­
teltes Ergebnis der internationalen Klassenkämpfe ist, daß 
die völkerrechtlichen Normen öder die im Vorstadium der 
Normen aufgestellten Rechtsforderungen nicht verselbständigt 
zu sehen sind und in sieh selbst internationalen Klassen­
kampf und Teilprozeß der internationalen gesellschaftlichen 
Entwicklung darstellen.

Allein die Vereinbarung ist Geltungsgrundlage des Völ­
kerrechts. Allerdings kann es im konkreten Fall Zweifel ge­
ben, ob es sich bereits um eine Vereinbarung im Sinne des 
Völkerrechts handelt, aus der gegenseitige Rechte und Pflich­
ten der beteiligten Völkerrechtssubjekte folgen, oder ob wir 
es mit einer Stufe auf dem Wege zu solchen Vereinbarungen 
zu tun haben. Das Gemeinsame im Zustandekommen von 
völkerrechtlichen Vereinbarungen und von Resolutionen der 

, UN-Vollversammlung besteht darin, daß eine Koordinierung 
des Willens der Staaten11 und eine Abstimmung darauf be­
ruhender spezifischer Interessen erfolgt. Doch nur bei einer 
Übereinstimmung des Willens der Staaten, bei einer Rechts­
überzeugung und entsprechenden Rechtsvorstellungen, die in 
Vereinbarungen einmünden, erwachsen verbindliche Rechte

1 Vgl. aus Jüngster Zeit das Kommunique der Tagung des Politi­
schen Beratenden Ausschusses der Teilnehmerstaaten des War­
schauer Vertrages vom 11. Juni 1986, ND vom 12. Juni 1986, S. 2.

2 Völkerrecht, Dokumente, Teil 2, Berlin 1980, S. 484 ff.
3 Völkerrecht, Dokumente, Teil 3, Berlin 1980, S. 709 ff.
4 UNO-Bilanz 1974/75, s: 181 ff.
5 Völkerrecht, Dokumente, Teil 3, a. a. O., S. 919 ff.
6 UNO-Bilanz 1976/77, S. 126 ff.
7 UN-Doc. A/37/51, S. 311 ff.
8 schon sehr früh wies der sowjetische Völkerrechtlicher W. Krylow 

auf die Bedeutung der Resolutionen bei der Rechtserzeugung hin. 
Vgl. W. Krylow, “Les notions prinCipales du droit des gens (La 
doctrine sovietique du droit international) ”, RecueiJ des Cours de 
TAcadCmie de droit international, Bd. 70 (1947—1), s. 411 ff.; ders., 
„Zur Diskussion von Fragen der Theorie des Völkerrechts“, So­
wjetskoje gossudarstwo i prawo 1954, Heft 7, S. 74 ff.

9 Die unterschiedlichen Auskünfte zu den Rechtsquellen, die -in der 
sozialistischen Völkerrechtsliteratur gemacht werden, sind nur 
scheinbar von unterschiedlichen Positionen aus formuliert, vgl. 
Völkerrecht, Lehrbuch, Teil 1, Berlin 1982, S. 207 f., und in dieser 
Weise auch: Völkerrecht, Grundriß, Berlin 1983, S. 79 und s. 172. 
Vgl. ferner G. I. Tunkin, Theorie des Völkerrechts, Moskau 1970, 
S. 84 ff. (russ.).

10 In der Literatur wird dagegen die Auffassung vertreten, daß das 
Völkergewohnheitsrecht in seiner Bedeutung zurückgehe (vgl. 
Völkerrecht, Lehrbuch, Teil 1, a. a. O., S. 201, und Völkerrecht, 
Grundriß, a. a. O-, S. 79).

11 In diesem Sinne auch G. L Tunkin, “A New Dimension of Inter­
national Law: Normative Model of Global International System”, 
in: B. Graefrath (Hrsg.), Probleme des Völkerrechts (Beiträge), 
Berlin 1985, S. 274.


